
„Die Mietpreisbremse ist nicht mehr als 
ein politischer Placebo, allerdings mit 
negativen Folgewirkungen“, warnte Axel 
Gedaschko, Präsident des Spitzenverban-
des der Wohnungswirtschaft GdW. „Sie 
wird bewirken, dass Wohnungssuchende 
bei Besichtigungsterminen auch künftig 
entnervt in immer längeren Schlangen ste-
hen werden. Denn am Grundproblem, der 
Wohnraumverknappung in etlichen Städ-
ten, ändert die Mietpreisbremse überhaupt 
nichts.“ Sie irritiere eher diejenigen, die 
bauen wollen. Und viele Eigentümer wer-
den nicht länger vermieten, sondern die 

Wohnung verkaufen, weil sich Vermieten 
gegenüber einem Verkauf in vielen Fällen 
einfach nicht mehr rechnet“, so Gedaschko 
weiter. Folge: Der Mietwohnungsmarkt 
wird noch knapper.

„Jedem sollte klar sein, dass eine Mietpreis-
beschränkung allein keine Entspannung 
der Märkte erwirken wird. Damit schiebt 
der Gesetzgeber das eigentliche Problem 
vor sich her – die Schaffung von ausrei-
chendem Wohnraum für eine wachsende 
und alternde Gesellschaft“, erklärte Jens-
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Aktuelle Meldungen

Investitionsrückstand in  
Kommunen wächst

Die staatliche Förderbank KfW beziffert 
den Investitionsrückstand deutscher 
Städte, Gemeinden und Landkreise 
auf 132 Milliarden Euro, berichtete 
die Frankfurter Allgemeine Zeitung am  
30. Mai 2015. Dabei haben die Kom-
munen drei Milliarden Euro mehr 
investiert als im Vorjahr. Vor allem für 
Straßen und Verkehrsprojekte, Schu-
len, öffentliche Gebäude und Sport-
stätten fehlt Geld. Im Jahr 2013 betrug 
der Investitionsrückstand 118 Milliar-
den Euro.  (wi)

Mehr Erwerbstätige

Im April 2015 waren nach vorläufigen 
Berechnungen des Statistischen Bundes-
amtes rund 42,6 Millionen Personen in 
Deutschland erwerbstätig. Gegenüber 
dem Vorjahr stieg die Zahl der Erwerbs-
tätigen um 0,5 Prozent. Allerdings hat 
sich seit Jahresanfang der Anstieg der 
Erwerbstätigkeit im Vorjahresvergleich 
abgeschwächt. Der jeweilige Zuwachs 
war in den Monaten von Dezember 
2014 bis März 2015 stärker ausgefal-
len. Erwerbslos waren im April 2015 
rund zwei Millionen Personen, 103.000 
weniger als ein Jahr zuvor.  (wi)

Verbraucherpreise steigen

Die Inflationsrate in Deutschland wird 
im Mai 2015 voraussichtlich 0,7 Prozent 
betragen. Wie das Statistische Bundes-
amt nach bisher vorliegenden Ergeb-
nissen weiter mitteilte, steigen die Ver-
braucherpreise gegenüber April 2015 
voraussichtlich um 0,1 Prozent.  (wi)

Die Mietpreisbremse wird keine Entspannung der Märkte erwirken – der Gesetzgeber schiebt da-
mit das eigentliche Problem vor sich her: Es müssen mehr Wohnungen gebaut werden.

Ausgabe 5. Juni 201523

Mietpreisbremse in Kraft getreten  
– politischer Placebo wird zur Investitionsbremse

Berlin – Am 1. Juni 2015 ist das Gesetz zur sogenannten Mietpreisbremse in 
Kraft getreten. Die Regelung gilt zunächst nur in Berlin. Die übrigen Bundes-
länder haben von der bereits seit Ende April bestehenden Möglichkeit bislang 
keinen Gebrauch gemacht, per Rechtsverordnung Gebiete mit angespanntem 
Wohnungsmarkt auszuweisen, in denen die Miete bei einer Neuvermietung auf 
maximal 10 Prozent über dem ortsüblichen Niveau beschränkt sein soll. 
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Ulrich Kießling, Vorsitzender der Bundes-
arbeitsgemeinschaft Immobilienwirtschaft 
Deutschland (BID) und Präsident des Immo-
bilienverbandes IVD. Nach Ansicht der BID 
ist ein berechenbares und investitionsfreudi-
ges Klima notwendig, um mittelfristig mehr 
Wohnungen zu schaffen. Das würde sich 
dann auch sofort in den Mietpreisen wie-
derspiegeln. Zudem ist mit Blick auf den 
altersgerechten Umbau oder die energeti-
sche Sanierung fraglich, ob in solche Vorha-
ben bei reglementierten Mietpreisen noch 

im notwendigen Umfang investiert wird. 
Gerade im Bereich von Modernisierungs-
maßnahmen könnte sich die Mietpreis-
bremse als Investitionsbremse erweisen. 
Denn berücksichtigt werden nur einfache 
Modernisierungsmaßnahmen, die in den 
letzten drei Jahren vor Neuvermietung 
durchgeführt wurden. Dies konterkariert 
die klimapolitischen Ziele und ignoriert den 
demografischen Wandel. Die übrigen Bun-
desländer prüfen nun die Notwendigkeit 
der Mietpreisbremse. Den Verantwortlichen 
sollte dabei klar sein, dass auf diesem Weg 

ein gesamter Wirtschaftskreislauf für län-
gere Zeit gelähmt wird und die heute schon 
offenkundigen Problemlagen nicht nur in 
die Zukunft verschoben, sondern auch 
potenziert werden, mahnt die BID. Bevor 
zusätzliche mietrechtliche Regulierungen 
angestrebt werden, müssten vorerst die 
Auswirkungen der Mietpreisbremse abge-
wartet werden. Aus Sicht der Immobilien-
verbände ist jede weitere Regulierung, etwa 
im Hinblick auf die Modernisierungsmieter-
höhung, Gift für die Investitionsbereitschaft 
in Wohnimmobilien.  (bey/burk/schi) 

 Fortsetzung von Seite 1
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Gleichwertigkeit auf dem Prüfstand  
– Neue Publikation gibt Aufschluss über Lebensverhältnisse in Deutschland

Berlin – Wie ist es um „gleichwertige Lebensverhältnisse“ in Deutschland bestellt? Trotz vieler Erfolge gibt es im Bundes-
gebiet Unterschiede in den Lebensbedingungen. Der demografische Wandel droht die Kluft zwischen wachsenden und 
schrumpfenden Regionen zu vergrößern. 

Nach Ansicht des Verfassungsrechtlers 
Edmund Brandt, Technische Universität 
Braunschweig, enthält das Grundgesetz kei-
nen gesetzgeberischen Handlungsauftrag, 
für gleichwertige Lebensverhältnisse im 
Bundesgebiet zu sorgen. Weiter reichende 
verfassungsrechtliche Impulse könnten viel-
mehr vom Sozialstaatsprinzip beziehungs-
weise der Verpflichtung des Staates ausge-
hen, die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
schützen. Reiner Klingholz vom Berlin-
Institut für Bevölkerung und Entwicklung 
plädiert für eine alternative Regionalpolitik, 
die unter dem Motto „Vielfalt statt Gleich-

wertigkeit“ Unterschiede akzeptiert. Die 
Gleichwertigkeit werde durch den demo-
grafischen Wandel immer weiter ausgehe-
belt, so seine These. In Schrumpfungsräu-
men komme es darauf an, neue Formen 
der Versorgung zu ermöglichen und dabei 
Standards, Normen und Gesetzesgrundla-
gen auf den Prüfstand zu stellen. Rupert 
Kawka vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung (BBSR) legt einen Vor-
schlag für ein Monitoring vor, mit dem sich 
die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
anhand eines Indikatorensystems bestim-
men lässt. Die Indikatoren beziehen sich 

auf die Infrastrukturausstattung der Regio-
nen, beschreiben deren wirtschaftliche Leis-
tungskraft, soziale Verhältnisse, Umweltbe-
dingungen sowie ihr kulturelles Angebot. 
Das Set soll der Frühwarnung dienen und 
zeigen, wo Standards regional unterschrit-
ten werden.  (schl/schi) 

 Weitere Infos und Antworten auf  

zahlreiche Fragen finden Sie in der aktuellen 

Ausgabe der Zeitschrift „Informationen zur  

Raumentwicklung“, das Sie zum Preis von  

19 Euro zzgl. Versandkosten unter  

service@steiner-verlag.de bestellen können. 

„Neue Räume“: Erstes Magazin der Bundesstiftung Baukultur als Sonderaus-
gabe von Stadtaspekte erschienen

Berlin – Wir brauchen neue Räume in Deutschlands Städten – in gebauten oder neuen Quartieren. Wie planen,  gestalten 
und  beleben wir diese neuen Orte, die Plätze, Straßen und Gebäude und wer sind die Akteure? Mit der Zeitschrift „Neue 
 Räume – Baukultur in Deutschlands Städten“ werden die Themen des Baukulturberichts 2014/15 und der Baukultur-
werkstätten durch das Team der Zeitschrift Stadtaspekte neu beleuchtet und der Begriff Baukultur durch Reportagen, 
 Interviews, Bildstrecken und Illustrationen mit Leben gefüllt.

Das gemein-
same Heft 
von Stadtas-
pekte und 
der Bun-
desstiftung 
B a u k u l t u r 
fragt nach 
der Realität 
von Planen, 
Leben und 
W o h n e n 
und stellt 

die deutsche Stadt der Gegenwart auf den 
Prüfstand. An konkreten Beispielen werden 
Geschichten erzählt und dadurch die Rele-
vanz von Baukultur im Alltag verdeutlicht.  
Dabei steht weniger der fachliche Blick im 
Fokus, als neue und unverstellte Perspekti-
ven auf städtische Räume und Phänomene: 
Die Autorin Lisa Rüffer verbringt einen Tag 
in Ulms neuer Stadtmitte, die auf einer ehe-
mals sechsspurigen Straße errichtet wurde, 
der Architekturvermittler Riklef Rambow 
erläutert an einem Spaziergang durch die 
Ritterstraße in Berlin-Kreuzberg, warum 

es Architektur so schwer fällt, sowohl den 
Laien- als auch den Expertengeschmack 
zu bedienen und Redakteur Sven Stienen 
besuchte die Margarethenhöhe in Essen, 
die erste Gartenstadt Deutschlands, in 
deren kleinbürgerlicher Idylle sich ein Gene-
rationenkonflikt abzeichnet.   (junk/schi) 

 Die Zeitschrift können Sie im deutschen  

Bahnhofs- und Flughafenpressehandel,  

in ausgewählten Architektur- und  

Fachbuchläden sowie auf der Webseite  

www.stadtaspekte.de für 8,90 Euro erwerben. 
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AUS DEN VERBÄNDEN

„Wer gibt Sachsens Städten Gesicht und Seele?“  
– Wohnungsunternehmen in Sachsen geben Startschuss für neue Kampagne 

Dresden – 25 Jahre nach Mauerfall und Wiedervereinigung ist es für den Verband der Wohnungs- und Immobilien-
wirtschaft (vdw) Sachsen an der Zeit, Bilanz zu ziehen. 25 Jahre Stadtentwicklung in Sachsen – Grund genug, mit  einer 
brandneuen Imagekampagne an den Start zu gehen, die Verbandsdirektor Rainer Seifert und Marketingreferent Dr. 
 Thomas Hesse am 28. Mai 2015 gemeinsam mit Partnern und Unterstützern in Dresden der Öffentlichkeit präsentierten.

„Wir geben Städten Gesicht und Seele“ – 
so der Titel der Kampagne, die anhand von 
Plakaten, Postkarten, der eigens gestarte-
ten Internetseite www.wir-sind-das.de 
sowie einer interaktiven Wanderausstel-
lung die Erfolgsgeschichte der Stadtent-
wicklung in Sachsen darstellt, die ohne die 
im vdw Sachsen organisierte Wohnungs-
wirtschaft keine wäre.

„Unsere Mitgliedsunternehmen sind weit 
mehr als ‚nur’ Vermieter, sie geben Städ-
ten Gesicht und Seele“, erklärte Rainer Sei-
fert, Verbandsdirektor des vdw Sachsen, 
zum Kampagnenauftakt. „Ohne sie und 
ihr großes Engagement, bei dem soziale 
Verantwortung stets im Mittelpunkt steht, 
wären unsere Städte und Gemeinden nicht 
das, was sie heute sind: Lebens- und lie-
benswerte Orte, in denen die Sachsen gern 
wohnen und sich zuhause fühlen.“ 

Wie groß der 
Anteil der 
o rgan i s i e r-
ten Woh-
nungswir t -
schaft an den 
lebens- und 
liebenswer-
ten Städten 
und Gemein-
den in Sach-
sen wirklich 
ist, zeigen 
f o l g e n d e 
Fakten der 
Kampagne:

„Wir sind Gestalter“
Insgesamt rund 13,6 Milliarden Euro 
haben die Unternehmen seit der Wende 
in modernes Wohnen und nachhaltige 
Stadtentwicklung investiert. Während bei 
privaten Eigentümern häufig zu allererst 
die zu erwartende Rendite im Vordergrund 
steht, haben die kommunalen Unterneh-
men immer die gemeinwohlorientierte 
Stadtentwicklung im Blick. Obwohl Sach-
sen eines der härtesten Denkmalschutz-
gesetze in Deutschland mit sehr strengen 
Auflagen hat, haben die Unternehmen 
viele Baudenkmäler vor dem Verfall geret-
tet, die ein privater Investor aufgrund der 
hohen Kosten nie saniert hätte. Trotz ver-
schärfter Auflagen zur Energieeffizienz, die 
das Bauen verteuern, haben sie städtebau-
liche Lücken mit architektonisch interes-

santen Neubauten gefüllt. In schwierigem 
wirtschaftlichem Umfeld haben sie fast im 
Alleingang den Löwenanteil des Stadtum-
baus gestemmt und dabei nicht nur abge-
rissen, sondern stets auch neu gestaltet. 
Die Ergebnisse können sich sehen lassen 
– ab heute erstmals endlich auch in einer 
umfassenden Imagekampagne des vdw 
Sachsen.

„Wir sind Beschützer“
Bezahlbares Wohnen für alle Bevölke-
rungsschichten – das war immer und 
ist auch in Zukunft Kernkompetenz der 
überwiegend kommunalen Mitgliedsun-
ternehmen des vdw Sachsen. Mit einer 
durchschnittlichen Nettokaltmiete von 
aktuell rund 4,67 Euro pro Quadratmeter 
liegen sie weit unter dem Bundesschnitt, 
die Mietsteigerung 2014 im Vergleich 
zum Vorjahr betrug knapp 0,7 Prozent 
und lag damit sogar unter der Inflations-
rate. Die Wohnungsunternehmen legen 
Mieten stets mit Augenmaß und sozialer 
Verantwortung fest – ohne dass es dafür 
eine staatlich verordnete Mietpreisbremse 
bräuchte. Gleichzeitig engagieren sie sich 
in besonderem Maße für sozial Schwache 
– indem sie zum Beispiel trotz noch immer 
fehlender staatlicher Zuschüsse mit Milli-
onenaufwand Wohnungen ohne Barrie-
ren schaffen. Schon jetzt ist der Anteil von 
barrierearmen und -freien Wohnungen am 
Gesamtbestand bei den Mitgliedern des 
vdw Sachsen mit rund vier Prozent doppelt 
so hoch wie im Bundesschnitt. Auch bei 
der dezentralen Unterbringung von Flücht-

lingen sind es die überwiegend kommuna-
len Wohnungsunternehmen im vdw Sach-
sen, die die große Herausforderung trotz 
schwieriger Rahmenbedingungen anpa-
cken und sich auch weit über die Bereit-
stellung von Wohnraum hinaus engagie-
ren. Sie übernehmen in vielen Bereichen 
eine große soziale Verantwortung, haben 
darüber aber bisher wenig gesprochen – 
ab heute ist das Engagement vielerorts in 
Sachsen sichtbar im Stadtbild.

„Wir sind Förderer“
Was die Wohnungsunternehmen über 
ihre Wohnungsbestände hinaus zu einem 
intakten, lebendigen, vielfältigen Stadtle-
ben beitragen – und zwar für alle, nicht nur 
für ihre Mieter – ist oft erst auf den zwei-
ten Blick sichtbar. Sie unterstützen zum Bei-
spiel gezielt mehr als 1.000 Vereine in ganz 
Sachsen, die das Kultur- und Sportleben 
mit tollen Angeboten bereichern, Bildung 
fördern oder sich für sozial benachteiligte 
Menschen einsetzen und Hilfestellungen 
im Alltag bieten. Obwohl es nicht ihre 
Kernaufgabe ist, springen die Wohnungs-
unternehmen häufig ein, wenn aufgrund 
knapper öffentlicher Kassen Angebote 
für Kinder, Familien und Senioren einge-
schränkt werden oder ganz wegfallen und 
das soziale Miteinander in den Quartieren 
in Gefahr gerät. Viele sehr unterschiedli-
che Beispiele dafür gibt es in ganz Sachsen. 
 (hess/schi) 

 Alle Infos zur Kampagne finden Sie unter 

www.wir-sind-das.de.

Wie groß der 
Anteil der 
o rgan i s i e r
ten Woh
nungswir t
schaft an den 
lebens- und 
liebenswer
ten Städten 
und Gemein
den in Sach
sen wirklich 
ist, zeigen 
f o l g e n d e 
Fakten der 

Beim Kampagnenstart am Verbandssitz in Dresden: Marketingreferent Dr. Thomas Hesse und Ver-
bandsdirektor Rainer Seifert vom vdw Sachsen mit Constanze Victor, Verbandsdirektorin des Ver-
bandes Thüringer Wohnungs- und Immobilienwirtschaft, und Andreas Schichel, Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter des Spitzenverbandes der Wohnungswirtschaft GdW (v. l.)
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AUS DEN VERBÄNDEN

Wohnungswirtschaftliches Forum in NRW – „Die neue Nachdenklichkeit“

Düsseldorf – Sinkende Baugenehmigungszahlen und wachsende Belastung der Kommunen durch die steigende Zahl von 
Flüchtlingen: Diese beiden Themen dominierten die 14. Ausgabe des VdW-Forums Wohnungswirtschaft Mitte Mai in 
Düsseldorf. Erneut lockte die Veranstaltung eine große Zahl von Teilnehmerinnen und Teilnehmern aus Wirtschaft, Indus-
trie und Politik an. Der nordrhein-westfälische Bauminister Michael Groschek (SPD) war als Gastredner geladen.

Mit dem Forum Wohnungswirtschaft hat 
der Verband der Wohnungs- und Immobi-
lienwirtschaft (VdW) Rheinland Westfalen 
vor eineinhalb Jahrzehnten ein Konzept aus 
der Taufe gehoben, das kontinuierlich wei-
terentwickelt zum Erfolgskonzept für die 
Wohnungswirtschaft in Nordrhein-West-
falen (NRW) und dem nördlichen Rhein-
land-Pfalz geworden ist. Auch in diesem 
Jahr konnten über 350 Gäste begrüßt wer-
den, die das aktuelle politische Geschehen 
besprachen. Außerdem wurde eine Reihe 
von Workshops zu diversen Fachthemen 
angeboten, die die Wohnungsunterneh-
men derzeit maßgeblich beschäftigen, wie 
zum Beispiel Compliance, Personalentwick-
lungskonzepte oder Digitalisierung.

Für mehr bezahlbaren Wohnraum in 
Metropolen und Randregionen
In seiner Eröffnungsrede nannte VdW-
Verbandsdirektor Alexander Rychter im 
Zusammenhang mit der weiter anhalten-
den Diskussion über die Höhe der Mie-
ten die jüngsten Zahlen der Untersuchung 
„Kostentreiber im Wohnungsbau“, welche 
die Initiative „Impulse für den Wohnungs-
bau am 23. April 2015 in Berlin vorgestellt 
hatte. Die Studie hatte ergeben, dass zwi-
schen 2000 und 2014 die Baupreisentwick-
lung im Wohnungsbau mit einem Anstieg 
von circa 27 Prozent ungefähr auf dem 
Niveau der Entwicklung der Lebenshal-
tungskosten geblieben war, während die 
gesamten Gestehungskosten im gleichen 
Zeitraum um annähernd 40 Prozent ange-
stiegen waren. Die Kosten je Wohnungs-
einheit hätten sich seit 2000 um 39,4 Pro-
zent erhöht. Maßgeblich dazu beigetragen 
haben immer mehr Ordnungsrecht, im Lauf 
der Jahre immer weiter verschärfte Energie-
einsparverordnungen sowie steigende Bau-
landpreise und teure kommunale Auflagen.

Alexander Rychter unterstrich nun mit Ver-
weis auf die jüngste Untersuchung: „Wenn 

mehr bezahlbarer Wohnraum entstehen 
soll – nicht nur in den Metropolen, sondern 
auch in den Randregionen, wo ja ebenfalls 
qualitativ anständiger Ersatzneubau erfol-
gen muss – dann müssen diese identifizier-
ten Kostentreiber im Bau nun zielführend 
bekämpft werden. Wir werden die Ergeb-
nisse der Studie aus dem Bund um landes-
spezifische Positionen ergänzen und kon-
krete Vorschläge dazu unterbreiten, wie die 
Politik die Baukosten wieder unter Kont-
rolle bekommen kann.“

Neues Förderangebot im Bereich 
 sozialer Wohnungsbau
In Hinsicht auf die Debatte über die Unter-
bringung von Flüchtlingen verwies Rychter 
auf die Ergebnisse der jüngsten Umfrage 
des Spitzenverbandes der Wohnungswirt-
schaft GdW zum Thema: „Mehr als 90 Pro-
zent unserer Mitgliedsunternehmen sehen 
die Hilfe für Asylsuchende und Vertriebene 
als klare soziale Verantwortung und wür-
den sogar mehr tun, wenn es ihnen mög-
lich wäre.“

In diesem Zusammenhang konnte der 
VdW-Verbandsdirektor in Absprache mit 
NRW-Bauminister Groschek eine gute 
Nachricht an die Vertreter der Mitglieds-
unternehmen weitergeben: Dessen Minis-
terium hat bereits mit der Ausarbeitung 
eines neuen Förderangebots im Rahmen 
der Sozialen Wohnraumförderung begon-
nen. Noch vor der Sommerpause soll es 
verabschiedet werden und dann insbeson-
dere Bauherren zur Verfügung stehen, die 
Wohnraum für Asylsuchende als öffentlich 
geförderte Wohnungen mit einigen Son-
derkonditionen errichten wollen. 

Neben Prof. Dr. Karl-Heinz Meier-Braun, 
Integrationsbeauftragter des Südwest-
deutschen Rundfunks war auch Renate 
Szameitat, Geschäftsführerin des GEWOS 
Institut für Stadt-, Regional und Wohn-

forschung GmbH Hamburg als Keynote 
Speaker eingeladen, um die Ergebnisse 
der Studie „Mieter mit Migrationshinter-
grund“ vorzustellen, die das Institut für 
den GdW erstellt hat. Im Moment sei auch 
die wirtschaftliche Entwicklung ausgespro-
chen begünstigend für mehr Immigration 
nach Deutschland. Selbst wenn sie sich 
jedoch abschwäche: „Die Unterbringung 
und Integration von Immigranten wird die 
Wohnungswirtschaft noch lange beschäf-
tigen“, so die GEWOS-Geschäftsführerin. 

Groschek: „Die Novelle der Landesbau-
ordnung soll praxisgerecht werden“
Vielen der von Alexander Rychter angespro-
chenen Punkte stimmte NRW-Bauminister 
Michael Groschek in seinem Grußwort an 
die Wohnungswirtschaft zu. Zu den stark 
angestiegenen Baukosten sagte er: „Die 
in Berlin vorgestellten Untersuchungser-
gebnisse haben auch mich nachdenklich 
gemacht.“ Wenn die eine Kostensteigerung 
von 40 Prozent seit dem 2000 tatsächlich 
zutreffe, dann bestehe dringender Hand-
lungsbedarf. So betonte Groschek, dass 
man auch bei der Gestaltung der kom-
menden Novelle der Landesbauordnung in 
Nordrhein-Westfalen Maß und Mittel fin-
den müsse, und dass die Baukosten sich 
durch sie nicht weiter erhöhen dürften. 

Mit Blick auf die ordnungsrechtlichen Vor-
gaben zur Energieeffizienz wiederholte er 
eine Forderung, die er bereits zuvor ver-
schiedentlich gestellt hatte: „Wir müssen 
Zielvorgaben intelligenter erfüllen können, 
mehr Flexibilität ermöglichen und neue 
Wege finden, ökologische Verantwortung 
und ökonomische Vernunft miteinander 
zu verknüpfen.“ Fachübergreifende For-
schung solle künftig konzertierte Maßnah-
men für mehr Energieeffizienz begünsti-
gen. Die Wohnungswirtschaft müsse auch 

VdW-Verbands-
direktor Alexan-
der Rychter mit 
NRW-Bauminister 
Michael Groschek 
(v. l.)

GdW-Präsident Axel Gedaschko im Gespräch 
mit Thomas Hegel, Sprecher der Geschäftsfüh-
rung der LEG Wohnen GmbH (v. r.)
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AUS DEN VERBÄNDEN

Unterbringung von Flüchtlingen: Wohnungswirtschaft im Südwesten  
fordert Reduktion der Baukosten und Verzicht auf unsinnige Vorgaben 

Mainz – Die Flüchtlingszahlen steigen steil an, in den letzten Monaten haben sich die Zahlen der Ankömmlinge in 
Deutschland sogar mehr als verdoppelt. Trotzdem liegen die Zahlen von den Spitzenwerten in den 90er Jahren noch  
weit entfernt. „Unser Problem bei der Integration auf den Wohnungsmärkten ist, dass sich die Rahmenbedingungen 
grundlegend verändert haben. Die Haushalte in Deutschland drängen schon seit Jahren vermehrt in die Zentren, genau 
dort sollen jetzt auch die Flüchtlinge untergebracht werden. Zudem sind die Vorgaben bei Neubauvorhaben und Umbau-
maßnahmen so stark angestiegen, dass der Wohnungsbau heute weitaus weniger flexibel bei der Integration von neuen 
Haushalten ist“, schlug Rudolf Ridinger, Vorstand des Verbandes der Südwestdeutschen Wohnungswirtschaft, am  
26. Mai 2015 in Mainz Alarm. 

Die Politik beschäftige sich noch viel zu 
sehr mit den Problemen der Erstunterbrin-
gung, dabei müsse die Integration auf den 
Wohnungsmärkten heute vorbereitet wer-
den, damit nicht bereits in wenigen Jah-
ren die Probleme noch größer werden, so 
Ridinger.

Unterbringung „auf der grünen 
Wiese“ kein Lösungsansatz
In diesem Zusammenhang würden immer 
wieder Möglichkeiten der Unterbringung 
„auf der grünen Wiese“ in die Diskussion 
gebracht. Doch dies sei kein Lösungsan-
satz. Einerseits würden die Herausforde-
rungen der Integration dadurch verschärft. 
Andererseits könne man die Standortwahl 
anerkannter Flüchtlinge nicht eingrenzen, 
und diese strebten spätestens dann in die 
Verdichtungsräume.

Faktisch keine Einsparmöglichkeiten 
bei Neubau und Umbau
Aufgrund der ohnehin schon engen Woh-
nungsmärkte in den Zentren ist die Unter-
bringung von zusätzlichen Haushalten 
nur durch Umbau und Modernisierung 
bestehender Gebäude und durch Neu-
bau möglich. „Beim Neubau für Flücht-
linge versuchen wir, insbesondere durch 
Modularbauweise die Kosten im Griff zu 
halten und Beschleunigungen zu erzie-
len“, so Ridinger zu den Investitionen der 
Wohnungswirtschaft. Doch einerseits sind 
hier die Angebote der Bauindustrie durch 
die Nachfrage schon fast komplett belegt. 
Außerdem sind die Kostensenkungsmög-
lichkeiten durch die beim Bau bestehen-
den Qualitätsvorgaben sehr gering. Ridin-
ger nennt in diesem Zusammenhang die 

gestiegenen Anforderungen bei der Ener-
gieeinsparung. Mit der Modularbauweise 
seien die Baukosten so nur um bis zu 10 
Prozent zu reduzieren. Bei Umbaumaßnah-
men seien faktisch gesehen keine Einspa-
rungen erzielbar, da die Ausstattung der 
Wohnungen bei den Baukosten nur eine 
untergeordnete Rolle spielten. 

Besonders problematisch sei aber auch 
der Engpass bei den vorhandenen Grund-
stücken für den Neubau. Die öffentliche 
Hand sollte deshalb bei ihren Grundstücken 
schnell und vor allem auch mit „sachge-
rechten“ Preisen agieren.

Einige Vorgaben gerade bei 
 Flüchtlingsunterbringung unsinnig
Auch seien die Gestaltungsmöglichkeiten 
durch vielerlei Vorgaben begrenzt. Diese 
wirkten dann gerade bei der Flüchtlings-
unterbringung paradox. Er nannte als Bei-
spiel die Realisierung von PKW-Stellplätzen, 
wie diese in den Stellplatzsatzungen vorge-
schrieben seien. 

Für Flüchtlingsunterkünfte gebe es in der 
Genehmigungspraxis keine Ausnahmen. 
Dies reduziere gerade in den Zentren die 
Gestaltungsmöglichkeiten. Für den Zweck 
der Unterbringung von Flüchtlingen seien 
solche Vorgaben allerdings unsinnig. Insge-
samt sei festzustellen, dass auf der einen 
Seite zur schnellen Lösung der Unterbrin-
gung zeitlicher Druck aufgebaut werde, 
die Genehmigungsbehörden gleichzeitig 
bei der Prüfung der Bauanträge aber auf 
der Bremse stehen. Hier sei bei der öffent-
lichen Hand „gleichgerichtetes“ Handeln 
erforderlich.  

Zusätzliche Fördermaßnahmen
Schließlich seien auch zusätzliche Förder-
maßnahmen für Investitionen erforder-
lich. Die Bundesländer haben hier bislang 
unterschiedlich reagiert. „Wir begrüßen 
deshalb ausdrücklich, dass das Land Rhein-
land-Pfalz spezifische Fördermaßnahmen 
aufgelegt hat“, sagte Ridinger. Im Nach-
barland Hessen hülle sich die Landesregie-
rung zu diesem Thema bislang in Schwei-
gen.
 
Aktuelle Probleme „Ausdruck der 
selbst erzeugten Inflexibilität“
„Die aktuellen und bevorstehenden Pro-
bleme der Flüchtlingsunterbringung sind 
nichts anderes als ein zusätzlicher Ausdruck 
der durch ständig neue Vorgaben gestie-
genen Inflexibilität beim Wohnungsbau“, 
so Ridinger. Dies trifft nicht nur die Woh-
nungswirtschaft, sondern bei der Erstunter-
bringung auch Kreise und Kommunen, da 
diese für die Kosten aufkommen müssen. 
„Wir müssen deshalb beim Bauen wieder 
Flexibilitätspotenziale schaffen, damit wir 
leichter und vor allem auch schneller neuen 
Wohnraum schaffen können.“ Ridinger 
denkt dabei neben flexibleren Bauvorschrif-
ten auch an die Ermöglichung der intensi-
veren Umnutzung von Bürogebäuden. Dies 
sei nicht nur für die Integration von Flücht-
lingen, sondern auch für den preisgüns-
tigen Wohnraum ein dringendes Gebot. 
„Wenn wir in unsere jüngere Vergangen-
heit schauen, dann können wir daraus ler-
nen, dass die aktuellen Herausforderungen 
der Flüchtlingsintegration durchaus lösbar 
sind. Hierzu müssen wir allerdings einige 
selbst geschaffene Blockaden entfernen“, 
so das Fazit von Ridinger.  (fra/schi) 

die Möglichkeit erhalten, in den eigenen 
Quartieren zugleich als Kraftwerkswirt-
schaft tätig zu sein. „Die Gewerbesteu-
erproblematik muss gelöst werden“, so 
der NRW-Bauminister. Ausdrücklich lobte 
Groschek den Dialog mit der Wohnungs-
wirtschaft und in diesem Zusammenhang 
auch das „Bündnis für Wohnen – bezahl-
bar, generationengerecht, energieeffizient“ 

des Landes NRW: „Die Optimierung der 
Förderprogramme ist nur durch die Unter-
stützung der Wohnungswirtschaft so gut 
gelungen.“

Das 14. VdW-Forum Wohnungswirtschaft: 
Eine mehr als nur runde Veranstaltung, ein 
ergiebiges Arbeitstreffen und eine Diskus-
sionsplattform für die Wohnungswirtschaft 
und ihre Partner. VdW-Verbandsdirektor 

Alexander Rychter sagte zum Abschluss: 
„Wir danken allen, die sich die Zeit genom-
men haben und dabei waren. Vom regen 
Austausch profitieren wir alle, und natürlich 
insbesondere unser Verband als die Interes-
senvertretung der Wohnungsunternehmen 
und -genossenschaften.“  (wink/schi) 

 Weitere Infos finden Sie auf  

www.vdw-forum-wohnungswirtschaft.de
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AUS DEN VERBÄNDEN

Sachsen-Anhalt: Wohnungswirtschaft begegnet aktuellen Herausforderungen 
mit Investitionen in Erhaltung, Modernisierung und Neubau

Magdeburg – Anlässlich der Vorstellung der Jahresstatistik 2014 der Wohnungswirtschaft in Sachsen-Anhalt am  
22. Mai 2015 haben die Verbandsdirektoren Jost Riecke (VdW) und Ronald Meißner (VdWg) eine insgesamt positive  
Bilanz gezogen. Fast 94 Prozent des Gesamtwohnungsbestandes der VdW/VdWg-Mitgliedsunternehmen sind voll  
beziehungsweise teilmodernisiert.

Gemeinsam verwalten und bewirtschaften 
die beiden Verbände 343.805 Wohnungen 
in Sachsen-Anhalt und somit circa 44,7 Pro-
zent des Gesamtmietwohnungsbestandes 
des Bundeslandes.

Bezahlbares Wohnen in modernen 
Gebäuden 
Die Direktoren Riecke und Meißner hoben 
die Summe von 386 Millionen Euro her-
vor, die im vergangenen Jahr von den 
Wohnungsunternehmen investiert wurde. 
Für 2015 sind 501,94 Millionen Euro ein-
geplant. Hauptsächlich die Erhaltung und 
Modernisierung der Bestandswohnungen, 
aber auch der Neubau von Wohnungen 
an zukunftsfähigen Standorten bestimmt 
die Investitionstätigkeit. Dabei sind Formen 
des altersgerechten Wohnens Investitions-
schwerpunkt. 

Die gegenüber 2013 um 0,8 Prozent 
gestiegene Durchschnittsmiete lässt sich im 
Wesentlichen auf die Modernisierungsin-
vestionen zurückführen. Mit durchschnitt-
lich 4,65 Euro pro Quadratmeter liegen die 
Wohnungsangebote der Wohnungsunter-
nehmen jedoch immer noch in einem sehr 
guten Preis-Leistungsverhältnis. Mit Blick 
auf die öffentliche Debatte um Wohnungs-
mangel und bezahlbaren Wohnraum in 
Ballungszentren wie Hamburg, München 
und Berlin kann für Sachsen-Anhalt fest-
gestellt werden, dass im gesamten Land 
Sachsen-Anhalt, auch in den Großstädten 
Magdeburg und Halle, kein Wohnungs-
mangel besteht. Ein vergleichsweise gut 
modernisierter Wohnungsbestand kann 
preisgünstig angemietet werden. Gerade 
auch für Menschen mit geringem Einkom-
men stehen energetisch sanierte Wohnun-

gen zur Verfügung.

Leerstand und demografischer  
Wandel als Herausforderungen
Insgesamt hat die Wohnungswirtschaft in 
Sachsen-Anhalt ihre positive Entwicklung 
der Vorjahre fortgesetzt. Als Antwort auf 
den demographischen Wandel haben die 
Mitgliedsunternehmen an ihren Entwick-
lungsstrategien festgehalten und beispiels-
weise durch Investitionen in zukunftsfähige 
Wohnquartiere Arbeitsplätze geschaffen 
und stabilisiert. Außerdem agierten sie als 
Hauptakteure beim Stadtumbau in Sach-
sen-Anhalt. Bedingt durch die Folgen der 
demografischen Veränderungen und durch 
den Wegfall der Altschuldenhilfe als Anreiz 
zum Wohnungsabriss, werden sich jedoch 
negative Beeinflussungen auf die ange-
sprochene eigentlich positive Entwicklung 
in den nächsten Jahren abzeichnen. 

Der Leerstand wird weiter steigen, so wie 
im Jahr 2014 erstmalig seit zehn Jahren 
zu beobachten. Die Leerstandsquote bei 
Genossenschaften beträgt jetzt 9,1 Pro-
zent, bei den kommunalen Wohnungsge-
sellschaften 14,9 Prozent. Insgesamt haben 
die kommunalen Wohnungsunternehmen 
und die Wohnungsgenossenschaften seit 
2000 über 83.474 Wohnungen abgeris-
sen. Ohne Wohnungsabriss würde der Leer-
stand stärker steigen. Dennoch wurde der 
Anteil der Abrissförderung von der Landes-
regierung von 11 auf acht Millionen Euro 
gesenkt. Die Planungen unserer Mitglieds-
unternehmen sehen von 2016 bis 2021 nur 
noch den Abriss von 8.082 Wohnungen vor. 
Notwendig wäre aber ein jährlicher Abriss 
von 7.000 Wohnungen. Eine Anschlussre-
gelung ist also ein zwingendes Erfordernis 

für den weiteren Erfolg in Sachsen-Anhalt. 
Die Wohnungswirtschaft erwartet vom 
Land, dass auch zukünftig die beantragten 
Wohnungsabrisse gefördert werden.

Wohnungswirtschaftliche Akteure und 
deren Kooperationspartner beschäftigen 
sich seit langem mit neuen Wohn- und 
Versorgungsformen, um die Herausfor-
derungen des demografischen und sozi-
alen Wandels wie Altersarmut, Pflegeper-
sonalverknappung, Infrastrukturdefizite 
in ländlichen Regionen sowie Erodierung 
familialer und informeller Hilfestrukturen 
mit entsprechenden Angeboten bewälti-
gen zu können. Schwerpunkt bildet dabei 
die Unterstützung des selbstbestimmten 
Wohnens und Lebens in städtischen und 
ländlichen Regionen durch bedarfsgerechte 
bauliche, soziale sowie unterstützende 
technische Dienstleistungen. 

Praktische Ergebnisse zeigen, dass ein neuer 
Standard für lebenswertes Altern in eige-
ner Häuslichkeit in der Bestandsmoderni-
sierung sowie durch Nachrüstung mit Assis-
tenzsystemen möglich ist. Ziel ist dabei eine 
längere Verweildauer in den Wohnungen 
sowie damit einhergehend eine Entlastung 
der Sozialsysteme, was wiederum positive 
volkswirtschaftliche Aspekte mit sich bringt.

So könnten die Sozialsysteme bundesweit 
um circa drei Milliarden Euro pro Jahr ent-
lastet werden, wenn aufgrund des Woh-
nungsumbaus bei 15 Prozent der Men-
schen, die pflegebedürftig werden, eine 
Aufnahme in ein Heim vermieden bezie-
hungsweise die Verweildauer in der eige-
nen Wohnung verlängert werden kann. 
Aus Sicht der wohnungswirtschaftlichen 
Verbände sind dazu unter anderem Anpas-
sungen politischer, rechtlicher und finanzi-
eller Rahmenbedingungen notwendig.

Zustrom von Flüchtlingen hält an 
Der Zustrom von Menschen nach Sachsen-
Anhalt, die vor Krieg und Not flüchten, hält 
unvermindert an. Auf der Grundlage ihrer 
sozialen und gesamtgesellschaftlichen Ver-
antwortung engagiert sich die Wohnungs-
wirtschaft für die menschenwürdige und 
integrationsfördernde Unterbringung.
 (rie/mei/kön) 

 Weitere Infos zur Jahresstatistik  

der Wohnungswirtschaft in Sachsen-Anhalt  

finden Sie unter www.vdwvdwg.de

Bildung

Deutsche Entwicklungshilfe
für soziales Wohnungs- und

Siedlungswesen e.V.

DESWOS-Spendenkonto
IBAN: 
DE87 3705 0198 0006 6022 21

Mary wünscht sich ein 
ZUHAUSE. Dies ist ihr Traum 
aus Pappe und Papier. 
Jetzt baut sie in Wirklichkeit. 
Die DESWOS hilft ihr!
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Intelligentes Wohnen 7. Juli 2015, Berlin

Wie können Wohnungsunternehmen vernetzte Wohnlösungen gewinnbringend nutzen? 
Die Tagung greift diese Frage auf und informiert praxisnah über die Möglichkeiten des 
intelligenten Wohnens. Im Fokus der Veranstaltung stehen unterschiedlichste Systemlösun-
gen zu den Aspekten Komfort, Sicherheit, Energiemanagement, Multimedia und Ambi-
ent Assisted Living (AAL). Die Referenten präsentieren dabei keine abstrakten Zukunftslö-
sungen, sondern erfolgreich umgesetzte Projekte und dokumentieren damit den jetzigen 
Stand des Machbaren.
Weitere Infos: BBA, Reik Pries, Telefon: 030/23085521, E-Mail: reik.pries@bba-campus.de,  

Internet: www.bba-campus.de/weiterbildung
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PERSÖNLICHES

GdW ehrt verdiente Persönlichkeit aus der 
Wohnungswirtschaft

Der GdW hat Karl-Heinz Schönfeld in 
Anerkennung seiner langjährigen enga-
gierten Mitarbeit in den Gremien des GdW 
und des Verbandes der Wohnungsgenos-
senschaften Sachsen-Anhalt (VdWg) die 
Ehrenmedaille in Gold verliehen. Herr 
Schönfeld war Mitglied im Präsidium des 
Verbandsrates des GdW, Mitglied im Prä-
sidium der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Wohnungsgenossenschaften sowie Vorsit-
zender des Verbandsrates des Verbandes 
der Wohnungsgenossenschaften Sachsen-
Anhalt. Der GdW ehrt ihn für seine großen 
Verdienste, die er sich dabei erworben hat, 
zum Wohle der Mitgliedsunternehmen, 
speziell der Wohnungsgenossenschaften. 

Die Wohnungswirtschaft würdigt seine engagierte, erfolgreiche und weithin aner-
kannte Tätigkeit als Vorstandsvorsitzender der Wohnungsbaugenossenschaft Halber-
stadt eG, die er zu einem leistungsstarken, modernen und innovativen Wohnungs-
unternehmen entwickelt hat   

VdWg-Verbandsdirektor Ronald Meißner 
mit Karl-Heinz Schönfeld und GdW-Präsi-
dent Axel Gedaschko (v. l.)
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Umlage der Warmwasserkosten nach Verbrauch bei hohen Wohnungsleerständen
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„Im vorliegenden Fall hat der BGH von einer Kürzung der 
umgelegten Warmwasserkosten abgesehen. Mit der freiwilli-
gen Anspruchskürzung – in Rechnungstellung von lediglich der 
Hälfte des auf die Mieterin entfallenden Anteils an den Warm-
wasserkosten – sei der Vermieter den berechtigten Interessen 
der Mieterin an einer angemessenen Kostenverteilung in hin-
reichender Weise entgegengekommen. Wo die Grenze für eine 
noch tragbare Kostenbelastung zu ziehen ist, hat der BGH offen 
gelassen. Ob eine Anspruchskürzung geboten ist, und gege-

benenfalls in welchem Umfang, werden daher die 
Instanzgerichte entscheiden müssen. Dass der BGH 
hierfür in seiner Entscheidung keine Anhaltspunkte 
gegeben hat, mag für die Praxis unbefriedigend 
sein. Bei der Beurteilung werden die beiderseitigen 
Interessen in der Gesamtschau zu beurteilen und in 
einen angemessenen Ausgleich zu bringen sein. Allein auf eine 
Leerstandsquote abzustellen, wie zum Teil im Schrifttum vertre-
ten, dürfte jedoch nicht mehr angemessen sein.“   

EXPERTENMEINUNG von RAin Monika Kegel GdW-Referentin
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Mit Urteil vom 10. Dezember 2014 hat sich 
der Bundesgerichtshof (BGH, Az.: VIII ZR 
9/14) mit der Frage der Umlage von leer-
standsbedingten, erhöhten Warmwasser-
kosten befasst. Die Beklagte war Miete-
rin in einem zum Abriss – im Rahmen der 
Stadtplanung – vorgesehenen 28-Famili-
enhaus. In dem Gebäude waren nur noch 
wenige Wohnungen belegt. Der Vermieter 
legte die angefallenen Warmwasserkosten 
zu 50 Prozent nach Wohnfläche und zu 50 
Prozent nach Verbrauch um. Von dem ver-
brauchsabhängigen Kostenanteil hat er „aus 
Kulanz“ nur die Hälfte des Betrages in Rech-
nung gestellt. Die Mieterin verweigerte die 
Nachzahlung und verlangte eine Umlegung 
der Warmwasserkosten ausschließlich nach 
Wohnfläche. Das Landgericht hatte in zwei-
ter Instanz entschieden, dass die berechne-

ten Warmwasserkosten um einen angemes-
senen Anteil zu kürzen sind. Der BGH hat 
das Urteil aufgehoben und entschieden, 
dass die vom Vermieter vorgenommene 
Berechnung der Warmwasserkosten nicht 
zu beanstanden ist. In der Begründung geht 
der BGH davon aus, dass es auch bei hohen 
Wohnungsleerständen grundsätzlich bei der 
von der Heizkostenverordnung vorgeschrie-
benen, verbrauchsabhängigen Abrechnung 
zu bleiben habe. Unzuträglichkeiten in der 
Abrechnung könnten im Einzelfall in ande-
rer Weise Rechnung getragen werden. So 
könne der Vermieter nach § 241 Absatz 2 
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) verpflichtet 
sein, dem Verlangen des Mieters auf eine 
Vertragsänderung dahingehend zuzustim-
men, den nach Verbrauch zu berechnen-
den Teil der Warmwasserkosten auf das 

gesetzliche Mindestmaß von 50 Prozent der 
Gesamtkosten abzusenken, um die Fixkos-
ten bei hohen Leerständen angemessen zu 
verteilen. Dieser günstigere Verteilungsmaß-
stab könne dennoch zu Ergebnissen führen, 
die nicht mehr als gerecht empfunden wer-
den. Dann müssten durch den Leerstand 
bedinge Kostenverschiebungen zu Lasten 
des Mieters im Einzelfall mit einer aus dem 
Prinzip von Treu und Glauben (§ 242 BGB) 
abzuleitenden Anspruchsbegrenzung Rech-
nung getragen werden. Dabei sei jedoch zu 
berücksichtigen, dass auch der Vermieter in 
Gebäuden mit sehr hohen Leerständen – 
durch hohe Mietausfälle – erhebliche Nach-
teile hat. Deshalb sei es nicht unbillig, wenn 
die verbleibenden Mieter einen angemesse-
nen Teil der leerstandsbedingten Mehrkos-
ten zu tragen haben.   

nungswirtschaftlichen Verband der neuen Bundesländer und 
zum zweitgrößten Regionalverband bundesweit wurde. Wir 
werden Ludwig Burkardt immer in tiefer und ehrender Dank-
barkeit verbunden bleiben. Unsere aufrichtige Anteilnahme, 
in tiefer und ehrender Dankbarkeit, gilt seiner Familie, die ihm 
so viel bedeutet hat. 

Trauer um Ludwig Burkardt

Am 30. Mai 2015 ist  Ludwig Burkardt, 
langjähriges Vorstandsmitglied des Ver-
bandes Berlin-Brandenburgischer Woh-
nungsunternehmen (BBU) und Land-
tagsabgeordneter, überraschend im 
Alter von nur 68 Jahren verstorben. Wir 
sind tief betroffen und schwer erschüt-
tert. Ludwig Burkardt war ein leiden-
schaftlicher, authentischer, engagierter 
und zutiefst werteorientierter Mensch, 
der 20 Jahre lang den BBU und die 
Wohnungswirtschaft Berlin-Branden-
burgs sowie darüber hinaus maßgeblich 
geprägt hat. In dieser überaus heraus-

fordernden und ereignisreichen Zeit von Wende, Einheit, Zusammen-
wachsen und Modernisierung der Hauptstadtregion hat er mit seinem 
wegweisenden Wirken einen wesentlichen Beitrag zur Zukunftsfähigkeit 
der Branche geleistet. Vor allem seinem Einsatz ist es zu verdanken, dass 
der BBU nach der Wende zum Zweiländerverband, zum größten woh-
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